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RECHTSETZUNG DER EUROPÄISCHEN UNION

 Neuheiten 

NEUE, IM MONITORING ERFASSTE VORSCHLÄGE

· KOM(2011) 525 - Vorschlag für Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 hinsichtlich der elektronischen Kennzeichnung von Rindern und zur Streichung der Bestimmungen über die freiwillige Etikettierung von Rindfleisch 
Vorschläge, DEREN VERFAHREN AbgeschlossenEn SIND
· Keine Neuheiten
Monitoring der Entscheidungsprozesse – Zusammenfassende ÜBERSICHT   

5LANDwirtschaft
   

7UMWELT
   

9energie
   

10BinnenMArkt
   

11VERKEHRSPolitiK


12soZialpolitiK




	dokument
	Gegenstand
	nEuer Verfahrens-Abschnitt
	Verfahrensstand
	BEoBachtungen und BEmerkungen 

	LANDwirtschaft

	COM (2010) 0375


Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2001/18/EG betreffend die den Mitgliedstaaten eingeräumte Möglichkeit, den Anbau von GVO auf ihrem Hoheitsgebiet zu beschränken oder zu untersagen
	Ändert die Richtlinie 2001/18/EG ab, indem den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt wird, unter bestimmten Bedingungen den Anbau von GVO auf ihrem Hoheitsgebiet oder einem Teil davon, zu beschränken oder zu untersagen
	Stellungnahme EP – 1. Lesung 
	In Erwartung der Entscheidung des Rates
ITER ( SCHEMA
	

	COM (2010) 733


Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse
	Beinhaltet den Vorschlag, dass die Landwirte dabei unterstützt werden, um die spezifischen Produkteigenschaften und Bewirtschaftungsmerkmale bei den Käufern und Verbrauchern bekannt zu machen und dass sie vor unlauteren Handelspraktiken geschützt werden. Zudem soll eine angemessene Information des Verbrauchers, sowie der Respekt der Rechte des geistigen Eigentums und die Integrität des Binnenmarkts sichergestellt werden. 
	Keiner
	In Erwartung der Entscheidung des EP
ITER ( SCHEMA

	

	COM (2011) 525
Vorschlag für Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 hinsichtlich der elektronischen Kennzeichnung von Rindern und zur Streichung der Bestimmungen über die freiwillige Etikettierung von Rindfleisch 

	Mit dem Vorschlag soll die Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 im Hinblick auf Vereinfachung und Verringerung des Verwaltungsaufwands abgeändert sowie neue Bestimmungen zur Kennzeichnung von Rindern und zur freiwilligen Etikettierung von Rindfleisch eingeführt werden (inbesondere auch Kennzeichnungsvorschriften für Tiere die aus Drittländern in die Eu kommen, sowie Kennzeichnunfen bei der Tierverbrinung von einem Mitgliedstaat in einen anderen, sowie  Entfernung und ERstatz von Kennzeichnungsmitteln).
	
	In Erwartung der Entscheidung des EP

ITER ( SCHEMA


	

	UMWELT

	COM (2006) 0232
Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                        zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für den Bodenschutz und zur Änderung der Richtlinie 2004/35/EG 
	Der Schutz der natürlichen Ressourcen und die Förderung einer nachhaltigen Bodennutzung gehören zu den Zielen desBeschlusses Nr. 1600/2002/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über das sechste Umweltaktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaft. Bei dem vorgeschlagenen Instrument handelt es sich um eine Richtlinie zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für den Bodenschutz und zum Erhalt der Funktionen des Bodens. Ziel des vorliegenden Vorschlags ist es eine gemeinsame Strategie zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung des Bodens in dem Bestreben aufzustellen, Bodenschutzbelange in andere Politikbereiche einzubinden, die Funktionen des Bodens im Sinne einer nachhaltigen Nutzung zu erhalten, Gefahren für die Böden zu vermeiden und deren Folgen einzudämmen sowie geschädigte Böden soweit wiederherzustellen, dass wieder einen Funktionalitätsgrad erreicht wird, der im Hinblick auf die gegenwärtige und die künftige genehmigte Nutzung zumindest angemessen ist. Die Mitgliedstaaten sollten unter Berücksichtigung des Verursacherprinzips gewährleisten, dass Maßnahmen ergriffen werden, um die auf ihrem Hoheitsgebiet ermittelten verunreinigten Standorte zu sanieren
	Keiner
	In Erwartung der Entscheidung des Rates

ITER ( schema
	 

	COM (2008) 810 


Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                        über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (Neufassung)

	Mit dem Vorschlag für eine Richtlinie, die eine Überprüfung der Richtlinie 2002/96/EG über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (WEEERichtlinie) vorsieht/zum Inhalt hat, werden die folgenden besonderen Ziele verfolgt: 
– niedrigere Verwaltungskosten durch Abschaffung von unnötigem

Verwaltungsaufwand, ohne den Umweltschutz zu verringern,

– bessere Wirksamkeit und Durchführung der Richtlinie, da Vorschriften stärker beachtet werden und es weniger Trittbrettfahrer gibt,

– geringere Umweltfolgen aus der Sammlung, Behandlung und Verwertung von Elektro- und Elektronik-Altgeräten in einem Umfang, der den höchsten gesellschaftlichen Nutzen erzielt
	Vorschlag vom Rat angenommen
	In Erwartung der Entscheidung des EP (2. Lesung)
ITER ( schema
	

	energie

	COM (2011) 370


Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       zur Energieeffizienz und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG
	Mit dem Richtlinienvorschlag wird ein gemeinsamer Rahmen für die Förderung der Energieeffizienz in der Europäischen Union festgelegt, um dafür zu sorgen, dass das Ziel, 20 % des Primärenergieverbrauchs bis 2020 einzusparen, erreicht wird, und um den Weg zu mehr Energieeffizienz in der Zeit danach zu bereiten. In ihm werden Regeln festgelegt, die Hemmnisse beseitigen und einige der Marktmängel ausräumen sollen, die die effiziente

Energieversorgung und –nutzung behindern
	Keiner
	In Erwartung der Entscheidung des EP
ITER ( SCHEMA
	

	BinnenMArkt

	COM (2008) 396


Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Statut der Europäischen Privatgesellschaft  
	Der Vorschlag für eine Verordnung über das Statut der Europäischen Privatgesellschaft ist Teil eines Maßnahmepakets, das das Ziel verfolgt, kleine und mittlere Unternehmen, darin zu unterstützen, ihre Performance auf dem Markt zu verbessern.
	Keiner
	In Erwartung der Entscheidung des Rates
ITER ( schema
	

	COM (2008) 614


Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       über Rechte der Verbraucher
	Zweck des Vorschlags ist es, durch vollständige Harmonisierung der für den Binnenmarkt relevanten wesentlichen Aspekte des Verbrauchervertragsrechts einen Beitrag zum ordnungsgemäßen Funktionieren des Binnenmarkts für Geschäfte zwischen Unternehmen und Verbrauchern zu leisten und ein hohes, einheitliches Verbraucherschutzniveau zu gewährleisten
	Keiner
	In Erwartung der Entscheidung des Rates
ITER ( schema
	

	VERKEHRSPolitiK

	COM (2008) 436


Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                    zur Änderung der Richtlinie 1999/62/EG über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge
	Der Vorschlag zielt darauf ab, die Mitgliedstaaten im Interesse einer Steigerung von Effizienz und Umweltfreundlichkeit des Güterkraftverkehrs zu einer differenzierten Umlage der Kosten zu ermutigen.

Durch den Vorschlag soll auch die Richtlinie 1999/62/EG geändert werden, damit ein Rahmen geschaffen wird, der es den Mitgliedstaatenermöglicht, Mautgebührensätze auf der Grundlage der Kostenfaktoren Umweltverschmutzung und Verkehrsstaus in einer mit dem Binnenmarkt zu vereinbarenden Weise zu berechnen und differenziert anzuwenden.
	Keiner
	In Erwartung der Entscheidung des Rates
ITER ( schema
	

	soZialpolitiK

	COM (2008) 426 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung
	Ziel dieses Vorschlags ist die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtetder Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung außerhalb des Arbeitsmarktes. Es soll ein Rahmen für das Verbot der Diskriminierung aus diesen Gründen gesetzt und in der Europäischen Union ein einheitliches Mindestschutzniveau für Personen, die Opfer solcher Diskriminierung sind, festgelegt werden. Dieser Vorschlag ergänzt den bestehenden gemeinschaftlichen Rechtsrahmen, in dem das Diskriminierungsverbot aufgrund der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung,

des Alters oder der sexuellen Ausrichtung lediglich in Beschäftigung, Beruf und Berufsausbildung Anwendung findet.
	Keiner
	In Erwartung der Entscheidung des Rates
ITER ( schema
	

	COM (2008) 637


Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                    zur Änderung der Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz
	Der Vorschlag verfolgt das Ziel den Schutz für  von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen zu verbessert, indem die Richtlinie 92/85/EWG abgeändert wird.
	Keiner
	In Erwartung der Entscheidung des Rates
ITER ( schema
	


analytische Übersicht der IM MONITORING ERFASSTEN EntscheidungsProzesse 
COM (2010) 0375
Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2001/18/EG betreffend die den Mitgliedstaaten eingeräumte Möglichkeit, den Anbau von GVO auf ihrem Hoheitsgebiet zu beschränken oder zu untersagen

	Sachgebiet: 
	Landwirtschaft

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento Agricoltura e alimentazione 


	Der Autonomen Provinz Bozen:
Abteilung Landwirtschaft
Abteilung Tourismus


	Rechtsgrundlage:
	Art. 114 AEUV

	Verfahren: 
	Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

	Datum des Vorschlags:
	13. Juli 2010

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA (EWSA /1623/2010) – ADR (ADR /2010/338)

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des Rates

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Mit der Richtlinie 2001/18/EG über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt  und der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 über genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel wurde ein umfassender rechtlicher Rahmen für die Zulassung genetisch veränderterOrganismen (GVO) geschaffen, der in vollem Umfang auf GVO Anwendung findet, die als Saatgut oder sonstiges Pflanzenvermehrungsmaterial zu Anbauzwecken in derEU verwendet werden sollen. Sobald ein GVO gemäß dem Rechtsrahmen der EU für GVO für den Anbau zugelassen ist und in Bezug auf die Sorte, die in Verkehr gebracht werden soll, den Anforderungen der EU-Rechtsvorschriften über das Inverkehrbringen von Saatgut und Pflanzenvermehrungsmaterial genügt, dürfen die Mitgliedstaaten den freien Verkehr damit auf ihrem Hoheitsgebiet außer unter den in den EU-Rechtsvorschriften festgelegten Bedingungen nicht untersagen, beschränken oder behindern.
Die Erfahrung hat gezeigt, dass der Anbau von GVO ein Thema ist, mit dem sich die Mitgliedstaaten – auf zentraler oder regionaler und lokaler Ebene – intensiver auseinandersetzen. Die Mitgliedstaaten müssen Maßnahmen erlassen können, um den Anbau aller oder bestimmter GVO auf ihrem Hoheitsgebiet oder in Teilen desselben zu beschränken oder zu untersagen, indem sie sich auf andere Gründe stützen als diejenigen, die bereits von den harmonisierten EU-Vorschriften geregelt werden, die schon Verfahren vorschreiben, um den Risiken Rechnung zu tragen, die der Anbau von GVO für Gesundheit und Umwelt mit sich bringen könnte. Diese Maßnahmen sollten zudem mit den Verträgern vereinbar sein, insbesondere im Hinblick auf das Nichtdiskriminierungsprinzip betreffend inländische und ausländische Erzeugnisse und Artikel 34 und 36 des Vertrags über die Funktionsweise der Europäischen Union sowie die einschlägigen internationalen Verpflichtungen der Union, insbesondere diejenigen auf der Ebene der Welthandelsorganisation.

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:

Der Ausschuss der Regionen begrüßt den Vorschlag der Kommission, mit dem die bestehenden Rechtsvorschriften dahingehend geändert werden sollen, dass den Mitgliedstaaten mehr Entscheidungsfreiheit in Bezug auf die Möglichkeit einer Beschränkung oder Untersagung des Anbaus bereits auf EU-Ebene zugelassener genetisch veränderter Organismen (GVO) auf ihrem Hoheitsgebiet eingeräumt wird; begrüßt im Übrigen die Offenheit des Ansatzes, nach dem einem Verbot des Anbaus von GVO auf einem bestimmten Hoheitsgebiet andere Beweggründe (z.B. soziale und ethische bzw. Nachhaltigkeitsüberlegungen) zugrunde gelegt werden können; fordert die Kommission vor allem auf, die Anforderungen und Kriterien für die Umsetzung eventueller neuer beschränkender Maßnahmen festzulegen, und unterstreicht, dass die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften unbedingt in die Entscheidungen über die Gebiete einbezogen werden müssen, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen; hält es für dringend angezeigt, die von den Mitgliedstaaten und Regionen erlassenen Entscheidungen bzw. Maßnahmen zum Verbot von GVO zu berücksichtigen, da diese in einem für den Verbraucher transparenten Markt keinem juristischen Vakuum ausgesetzt sein dürfen; weist auf folgende Probleme hin, die vor der Änderung der Richtlinie 2001/18/EG betreffend die den Mitgliedstaaten eingeräumte Möglichkeit, den Anbau von GVO auf ihrem Hoheitsgebiet zu beschränken oder zu untersagen, gelöst werden müssten: Unzulänglichkeit der bestehenden Bestimmungen für die Kennzeichnung der "aus GVO hergestellten Erzeugnisse"; Unzulänglichkeit des Risikobewertungsverfahrens und der Kontrollen, negative Auswirkungen des GVO-Anbaus auf die konventionellen oder ökologischen Kulturen und die Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung

	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):



	Konferenz Staat-Regionen: 


(  Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: 

ENVI/7/03483
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit
Berichterstatterin: Lepage Corinne (ALDE)
	Stellungnahme des EP in 1. Lesung: T7-0314/2011 (05/07/2011)


	Rat:
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	14825/10 (Ratstagung 3036 vom 14/10/10)

18120/10 (Ratstagung 3061 vom 20/12/10)

7689/11 (Ratstagung 3075 vom 14/03/11)

11827/11 (Ratstagung 3103 vom 21/06/11)


	


COM (2010) 733

 Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse 

	Sachgebiet:  
	Landwirtschaft

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento Agricoltura e alimentazione 

Progetto di atto normativo trasmesso in data 8 febbraio 2011

	Der Autonomen Provinz Bozen:
Abteilung Landwirtschaft
Abteilung Tourismus


	Rechtsgrundlage:
	Art. 118 und 43 AEUV

	Verfahren: 
	Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

	Datum des Vorschlags:
	10. Dezember 2010

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA (EWSA /2011/811) – ADR (ADR /2011/14) 

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des EP

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Beinhaltet den Vorschlag, dass die Landwirte dabei unterstützt werden, um die spezifischen Produkteigenschaften und Bewirtschaftungsmerkmale bei den Käufern und Verbrauchern bekannt zu machen und dass sie vor unlauteren Handelspraktiken geschützt werden. Zudem soll eine angemessene Information des Verbrauchers, sowie der Respekt der Rechte des geistigen Eigentums und die Integrität des Binnenmarkts sichergestellt werden. Die im Vorschlag enthaltenen Maßnahmen sollen Landwirtschafts- und Verarbeitungstätigkeiten und Bewirtschaftungssysteme, die mit hochwertigen Erzeugnissen assoziiert werden, fördern und dadurch zur Umsetzung der Politik für den ländlichen Raum beitragen. Diese Verordnung führt „Qualitätsregelungen“ ein, die die Grundlage für die Festlegung und gegebenenfalls den Schutz von Namen und Angaben bieten, die insbesondere Agrarerzeugnisse bezeichnen oder beschreiben mit a) wertsteigernden Merkmalen oder b) wertsteigernden Eigenschaften aufgrund der Anbau- oder Verarbeitungsverfahren, die bei ihrer Herstellung angewendet werden, oder aufgrund des Ortes ihrer Produktion oder Vermarktung.

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:

Der Ausschuss der Regionen ist der Auffassung, dass die Qualität der EU-Agrarerzeugnisse einen entscheidenden Mehrwert der GAP darstellt und zu ihren wichtigsten Trümpfen auf dem Weltmarkt zählt; er ist deshalb der Ansicht, dass die Qualitätspolitik einer der Schwerpunkte der GAP nach 2013 werden muss und fordert, dass im Rahmen der künftigen GAP geeignete Instrumente geschaffen werden, mit denen die Entwicklung von Qualitätsregelungen gestärkt, gefördert und begleitet werden kann. Zudem ist der Ausschuss der Regionen der Auffassung, dass es von grundlegender Bedeutung ist, eine ausgewogene Verteilung der Wirtschaftstätigkeit auf das Gebiet der Europäischen Union beizubehalten und sich dabei auf differenzierte Entwicklungsmodelle zu stützen; er meint, dass die am meisten benachteiligten ländlichen Gebiete ihre landwirtschaftliche Produktion mittels einer Differenzierung auf den Märkten erhalten können, indem sie sich auf die bestehenden Qualitätsregelungen stützen, die verstärkt und ausgebaut werden müssen; ein solches differenziertes Konzept für die Agrarmärkte hält er besonders für Erzeugnisse aus Bergregionen und regionale Erzeugnisse, die im Rahmen kurzer Vermarktungswege abgesetzt werden können, für  relevant; Folglich ist der Ausschuss der Regionen der Auffassung, dass der Schutz der Bezeichnung „Erzeugnis der Berglandwirtschaft“ nachhaltig zur wirtschaftlichen Entwicklung, zur Raumplanung und zum Umweltschutz beitragen würde; Er empfiehlt unter Hinweis auf bereits verabschiedete Stellungnahmen, dass der Einsatz von GVO in den Spezifikationen für amtliche Qualitätskennzeichen auszuschließen ist und fordert, dass der internationale Schutz geografischer Angaben verstärkt wird. 

	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):



(  Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: 

AGRI/7/04858
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung
Berichterstatterin: García Pérez Iratxe (S&D)
	


	Rat:
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	17836/10 (Ratstagung 3059 vom 13/12/10) 

8908/11 (Ratstagung 3084 vom 14/04/11)


	


COM (2011) 525
Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 hinsichtlich der elektronischen Kennzeichnung von Rindern und zur Streichung der Bestimmungen über die freiwillige Etikettierung von Rindfleisch 

 

	Sachgebiet:
	Landwirtschaft

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento Agricoltura e alimentazione 

Dipartimento politiche sanitarie

Progetto di atto normativo trasmesso in data 12 settembre 2011

	Der Autonomen Provinz Bozen:
Abteilung Landwirtschaft
Abteilung Gesundheitswesen
Landesagentur für Umwelt

	Rechtsgrundlage:
	Art.43 und Art.168 AEUV

	Verfahren: 
	Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

	Datum des Vorschlags:
	30. August 2011

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA  – ADR 

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des EP

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Mit dem Vorschlag soll die Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 im Hinblick auf Vereinfachung und Verringerung des Verwaltungsaufwands abgeändert sowie neue Bestimmungen zur Kennzeichnung von Rindern und zur freiwilligen Etikettierung von Rindfleisch eingeführt werden (inbesondere auch Kennzeichnungsvorschriften für Tiere die aus Drittländern in die Eu kommen, sowie Kennzeichnunfen bei der Tierverbrinung von einem Mitgliedstaat in einen anderen, sowie  Entfernung und ERstatz von Kennzeichnungsmitteln). 

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:



	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):



(  Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: 

AGRI/7/04858
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit 
Berichterstatter:
	


	Rat:
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	
	


COM (2006) 0232

Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                        zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für den Bodenschutz und zur Änderung der Richtlinie 2004/35/EG 

	Sachgebiet:
	Umwelt

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento Urbanistica e ambiente - Agenzia provinciale per la Protezione dell'ambiente - Dipartimento Agricoltura e alimentazione - Dipartimento Politiche sanitarie


	Der Autonomen Provinz Bozen:
Abteilung Raumentwicklung
Abteilung Wasser und Energie
Landesagentur für Umwelt
Abteilung Landwirtschaft
Abteilung Tourismus
Abteilung Grundbuch, Grund-und Gebäudekataster
Abteilung Gesundheitswesen

	Rechtsgrundlage:
	Art. 192 AEUV

	Verfahren: 
	Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

	Datum des Vorschlags:
	22. September 2006

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA (EWSA /2007/603) – ADR (ADR /2006/321) 

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des Rates

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Der Schutz der natürlichen Ressourcen und die Förderung einer nachhaltigen Bodennutzung gehören zu den Zielen desBeschlusses Nr. 1600/2002/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über das sechste Umweltaktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaft. Bei dem vorgeschlagenen Instrument handelt es sich um eine Richtlinie zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für den Bodenschutz und zum Erhalt der Funktionen des Bodens. Ziel des vorliegenden Vorschlags ist es eine gemeinsame Strategie zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung des Bodens in dem Bestreben aufzustellen, Bodenschutzbelange in andere Politikbereiche einzubinden, die Funktionen des Bodens im Sinne einer nachhaltigen Nutzung zu erhalten, Gefahren für die Böden zu vermeiden und deren Folgen einzudämmen sowie geschädigte Böden soweit wiederherzustellen, dass wieder einen Funktionalitätsgrad erreicht wird, der im Hinblick auf die gegenwärtige und die künftige genehmigte Nutzung zumindest angemessen ist. Die Mitgliedstaaten sollten unter Berücksichtigung des Verursacherprinzips gewährleisten, dass Maßnahmen ergriffen werden, um die auf ihrem Hoheitsgebiet ermittelten verunreinigten Standorte zu sanieren.
Die vorgeschlagene Richtlinie umfasst, unter anderem, folgende Maßnahmen:  :

– die Schaffung eines gemeinsamen Rahmens für den Bodenschutz

– die Verpflichtung für Landnutzer, Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen, wenn zu erwarten ist, dass die Art ihrer Bodennutzung die Bodenfunktionen deutlich

beeinträchtigt.

– die Bestimmung durch Erosion, Verluste organischer Substanzen, Versalzung,Verdichtung und Erdrutsche gefährdeter Gebiete und Aufstellung einzelstaatlicher Maßnahmenprogramme. 
– Maßnahmen zur Begrenzung der Einbringung gefährlicher Stoffe in den Boden
-  die Aufstellung eines Verzeichnisses verunreinigter Standorte, die Schaffung eines Mechanismus zur Finanzierung der Sanierung „herrenloser“ Standorte, die Erstellung eines Berichts über den Zustand der Böden und die Festlegung einer nationalen Sanierungsstrategie für die ermittelten verunreinigten Standorte

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:

Der Ausschuss der Regionen hat eine gemeinsame Stellungnahme über die Thematische Strategie für den Bodenschutz COM (2006) 231 sowie über den vorliegenden Vorschlag für eine Richtlinie verabschiedet.
Der Ausschuss der Regionen ist der Meinung, dass es aus Sicht des Umweltschutzes Gründe für die Entwicklung einer europäischen Bodenpolitik gibt und dass eine Richtlinie in der von der Kommission vorgeschlagenen Form, die eine Bestandaufnahme zum Ziel hat und den Mitgliedstaaten das politische Handeln erleichtern soll, einen Beitrag zur Gestaltung eines nachhaltigen Bodenmanagements in der EU leisten kann. Dies setze allerdings voraus, dass die Richtlinie ausreichend flexibel ist. In seiner Stellungnahme zeigt sich der Auschuss der Regionen besorgt angesichts des Verwaltungsaufwands, der auf die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften zuzukommen droht, wenn es um das Ausweisen von gefährdeten Gebieten, die Pflicht, diese alle zehn Jahre zu überprüfen (Artikel 6), sowie die Überarbeitung der Bestandsaufnahme verunrenigter Flächen (Artikel 10 und 11) geht. Er wünscht zudem, dass den betreffenden Verwaltungen keine unmittelbaren Verpflichtungen für die tatsächliche Sanierung und Verwaltung verunreinigter Flächen auferlegt werden (Artikel 13). Weiters hält es der Ausschuss der Regionen  für notwendig, dass die Europäische Kommission eine Übersicht kosteneffektiver Maßnahmen zusammenstellt, von der sich die Mitgliedstaaten für ihr eigenes Maßnahmenpaket inspirieren lassen können.

	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):



	Konferenz Staat-Regionen: 


(  Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: ENVI/6/40878

	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit
Berichterstatterin: Cristina Gutiérrez-Cortines (EVP-ED)


	Stellungnahme des EP in 1. Lesung: T6-0509/2007 (14/11/2007)


	Rat:
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	6272/07 (Ratstagung 2785 vom 20/02/07)

11130/07 (Ratstagung 2812 vom 28/06/2007)

16183/07 (Ratstagung 2842 vom 20/12/2007)

13857/08 (Ratstagung 2898 vom 20/10/2008)

11259/09 (Ratstagung 2953 vom 25/06/2009)

7522/10 (Ratstagung 3022 vom 15/03/2010)
	


COM (2008) 810

Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                        über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (Neufassung)


	Sachgebiet:
	Umwelt

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento urbanistica e ambiente


	Der Autonomen Provinz Bozen:
Abteilung Raumentwicklung
Abteilung Wasser und Energie
Landesagentur für Umwelt

	Rechtsgrundlage:
	Vertrag Art. 192 AEUV

	Verfahren: 
	 Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

	Datum des Vorschlags:
	3. Dezember 2008

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA (EWSA /2009/1033) – ADR (ADR /2009/217)

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des Rates

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Mit dem Vorschlag für eine Richtlinie, die eine Überprüfung der Richtlinie 2002/96/EG über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (WEEERichtlinie) vorsieht/zum Inhalt hat, werden die folgenden besonderen Ziele verfolgt: niedrigere Verwaltungskosten durch Abschaffung von unnötigem Verwaltungsaufwand, ohne den Umweltschutz zu verringern; bessere Wirksamkeit und Durchführung der Richtlinie, da Vorschriften stärker beachtet werden und es weniger Trittbrettfahrer gibt; geringere Umweltfolgen aus der Sammlung, Behandlung und Verwertung von Elektro- und Elektronik-Altgeräten in einem Umfang, der den höchsten gesellschaftlichen Nutzen erzielt.

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:

Der Ausschuss der Regionen bekräftigt die Bedeutung einer verantwortungsbewussten Regelung für die richtige Entsorgung von Elektro- und Elektronikaltgeräten (WEEE), berücksichtigt man doch deren erhebliche Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit. Er betont, dass in den meisten Mitgliedstaaten die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften für die Umsetzung der Gemeinschaftspolitik im Bereich Abfallentsorgung zuständig sind. Der Ausschuss der Regionen begrüßt, dass die Europäische Kommission die Initiative zur Überarbeitung der Richtlinien ergriffen und bei ihrem Vorhaben den Inhalt der früheren Stellungnahme des Ausschusses aus dem Jahr 2000 berücksichtigt hat.Er macht auf die Verzögerungen bei der Umsetzung der Richtlinie über Elektro- und Elektronik-Altgeräte aufmerksam, wodurch den lokalen und regionalen Gebietskörperschaften sowie den Herstellern nicht rechtzeitig klare Hinweise zur angemessenen Umsetzung der Rechtsvorschriften zur Verfügung stehen. Er fordert, in der überarbeiteten WEEE-Richtlinie zu gewährleisten, dass im Rahmen der Durchführungskonzepte die betroffenen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften für die im Zuge der Umsetzung der Richtlinie anfallende Verwaltungs- und Finanzlast angemessen und kontinuierlich entschädigt werden 

	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):



	Konferenz Staat-Regionen: 


(  Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: ENVI/6/70838
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit
Berichterstatter: Florenz Karl-Heinz (EVP)
	Stellungnahme des EP: T7- 0037/2011 (03/02/2011)


	Rat:
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	7042/09 (Ratstagung 2928 vom 02/03/09)

14361/09 (Ratstagung 2968 vom 21/10/2009)

10973/10 (Ratstagung 3021 vom 11/06/2010)

18120/10 (Ratstagung 3061 vom 20/12/10)

7689/11 (Ratstagung 3075 vom 14/03/2011)
	


COM (2011) 370

Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       zur Energieeffizienz und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG

	Sachgebiet:
	Umwelt

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento urbanistica e ambiente

Agenzia provinciale per l’energia


	Der Autonomen Provinz Bozen:
Abteilung Raumentwicklung
Abteilung Wasser und Energie
Landesagentur für Umwelt
Klimahaus-Agentur GmbH


	Rechtsgrundlage:
	Art. 194 AEUV

	Verfahren: 
	Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

	Datum des Vorschlags:
	22. Juni 2011

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA – ADR

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des EP

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Mit dem Richtlinienvorschlag wird ein gemeinsamer Rahmen für die Förderung der Energieeffizienz in der Europäischen Union festgelegt, um dafür zu sorgen, dass das Ziel, 20 % des Primärenergieverbrauchs bis 2020 einzusparen, erreicht wird, und um den Weg zu mehr Energieeffizienz in der Zeit danach zu bereiten. In ihm werden Regeln festgelegt, die Hemmnisse beseitigen und einige der Marktmängel ausräumen sollen, die die effiziente

Energieversorgung und –nutzung behindern. Hinsichtlich der Endnutzersektoren wird im Richtlinienvorschlag der Schwerpunkt auf Maßnahmen gelegt, die Anforderungen an den öffentlichen Sektor stellen – sowohl hinsichtlich der Renovierung der im Eigentum der öffentlichen Hand befindlichen Gebäude als auch hinsichtlich der Anwendung hoher Energieeffizienzstandards bei der Beschaffung von Gebäuden, Produkten und Dienstleistungen. Der Vorschlag sieht vor, dass die Mitgliedstaaten nationale Energieeffizienzverpflichtungssysteme einführen müssen. Ferner werden darin regelmäßige verbindliche Energieaudits für große Unternehmen vorgeschrieben und eine Reihe von Anforderungen an Energieunternehmen hinsichtlich der Verbrauchserfassung und der Abrechnung festgelegt. In Bezug auf den Energieversorgungssektor wird im Vorschlag von den Mitgliedstaaten verlangt, dass diese nationale Wärme- und Kältepläne für den Ausbau des Potenzials der hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplung und der effizienten Fernwärme/Fernkälte verabschieden und dafür sorgen, dass die Raumplanungsvorschriften mit diesen Plänen übereinstimmen.
Laut dem Vorschlag sollen die Kraft-Wärme-Kopplungs-Richtlinie (2004/8/EG) und die Energiedienstleistungsrichtlinie (2006/32/EG), denen es nicht gelungen ist, das Energieeinsparpotenzial voll auszuschöpfen mit dem Inkrafttreten der neuen Richtlinie im Wesentlichen aufgehoben werden (mit Ausnahme des Artikels 4, Absätze 1 bis 4 und der Anhänge I, III und IV der Energiedienstleistungsrichtlinie)

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:



	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):



	Konferenz Staat-Regionen: 


(  Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: 
ITRE/7/06352
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für: Industrie, Forschung und Energie
Berichterstatter: 
	


	Rat:
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	
	


COM (2008) 0396
Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Statut der Europäischen Privatgesellschaft 
	Sachgebiet:  
	Binnenmarkt
	

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Segreteria generale – Dipartimento Affari e relazioni istituzionali 


	Der Autonomen Provinz Bozen:
Abteilung Präsidium, Amt für Kabinettsangelegenheiten

	Rechtsgrundlage:
	Art. 352 AEUV

	Verfahren: 
	Besonderes Gesetzgebungsverfahren (Zustimmungsverfahren)

	Datum des Vorschlags:
	25. Juni 2008

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des Rates

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Mit der Initiative wird eine neue europäische Rechtsform geschaffen, die die Wettbewerbsfähigkeit der KMU durch Erleichterung ihrer Niederlassung und Tätigkeit imBinnenmarkt erhöhen soll. Gleichzeitig hat das Statut das Potenzial, auch größeren Unternehmen und Gruppen zu Gute zu kommen. Der Vorschlag für ein Statut der SPE ist auf die spezifischen Bedürfnisse von KMU zugeschnitten. Er gestattet den Unternehmern, in allen Mitgliedstaaten gemäß den gleichen, einfachen und flexiblen Gesellschaftsrechtsvorschriften eine SPE zu gründen. Der Vorschlag zielt auf eine Senkung der Kosten für die Einhaltung von Vorschriften für die Gründung und den Betrieb von Unternehmen ab, die sich aus den Unterschieden zwischen den nationalen Vorschriften für die Gründung und den Betrieb von Unternehmen ergeben. Der Vorschlag geht nicht auf Fragen im Zusammenhang mit dem Arbeits- oder dem Steuerrecht, der Rechnungslegung oder der Insolvenz der SPE ein. Auch behandelt er nicht die vertraglichen Rechte und Verpflichtungen der SPE oder ihrer Anteilseigner, die über diejenigen hinausgehen, die sich aus der Satzung der SPE ergeben

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:



	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):


	Konferenz Staat-Regionen: 


· Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: JURI/6/64736
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für Wirtschaft und Währung
Berichtstatter: Lehne Klaus-Heiner (EVP)
	Stellungnahme des EP: T6-0094/2009 (10/03/2009)


	Rat:
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	16577/08 (Ratstagung 2910 vom 1/12/2008)

17076/09 (Ratstagung 2982 vom 3/12/2009)

10547/11 (Ratstagung 3094 vom 30/05/2011)


	


COM (2008) 614


Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       über Rechte der Verbraucher
	Sachgebiet:  
	Binnenmarkt

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento Affari e relazioni istituzionali 


	Der Autonomen Provinz Bozen:
Abteilung Präsidium, Amt für Kabinettsangelegenheiten

	Rechtsgrundlage:
	Art. 114 AEUV

	Verfahren: 
	Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

	Datum des Vorschlags:
	8. Oktober 2008

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA (EWSA /2009/1190) - ADR (ADR /2009/09)

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des Rates

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Das Ziel des Vorschlags ist es, die Funktionsfähigkeit des Binnenmarkts für Geschäfte zwischen Unternehmen und Verbrauchern durch Stärkung des Vertrauens der Verbraucher in den Binnenmarkt und durch Förderung der Bereitschaft der Unternehmen, im grenzüberschreitenden Handel tätig zu werden, zu verbessern. Dieses übergeordnete Ziel sollte durch Verringerung der Zersplitterung, durch Straffung des Rechtsrahmens und durch Gewährleistung eines hohen, einheitlichen Verbraucherschutzniveaus sowie einer angemessenen Information der Verbraucher über die ihnen zustehenden Rechte und die Art und Weise ihrer Ausübung erreicht werden. Der Vorschlag ist das Ergebnis der Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Verbraucherschutz, der eine ganze Reihe von Verbraucherschutz-Richtlinien umfasst. Die Überprüfung wurde im Jahr 2004 eingeleitet mit dem Ziel, das geltende Recht zu vereinfachen und zu vervollständigen. Die überprüften Richtlinien enthalten Mindestharmonisierungsbestimmungen, also solche, die es den Mitgliedstaaten erlauben, strengere Verbraucherschutzvorschriften beizubehalten oder einzuführen. Die Mitgliedstaaten haben von dieser Möglichkeit umfassend Gebrauch gemacht. Dies hat zu einer Rechtszersplitterung in der Gemeinschaft geführt, die bewirkt, dass den im grenzüberschreitenden Handel tätigen Unternehmen erhebliche Kosten durch die Einhaltung unterschiedlicher Vorschriften entstehen. Übergeordnetes Ziel der Überprüfung ist die Verwirklichung eines echten Binnenmarktes für Geschäfte zwischen Unternehmen und Verbrauchern, auf dem ein möglichst ausgewogenes Verhältnis zwischen einem hohem Verbraucherschutzniveau und wettbewerbsfähigen Unternehmen unter gleichzeitiger Wahrung des Subsidiaritätsprinzips gewährleistet ist.

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:

Der Ausschuss der Regionen unterstützt das politische Ziel, den Binnenmarkt weiter zu vereinheitlichen und die Funktionsfähigkeit des Binnenmarktes für Geschäfte zwischen Verbrauchern und Unternehmen, insbesondere KMU, zu verbessern und hält zugleich an dem Ziel fest, den Verbraucherschutz innerhalb der EU weiter zu stärken und fortzuentwickeln, was eine notwendige Voraussetzung für das Funktionieren des Binnenmarkts ist. Er den Vorschlag, mit dem Richtlinienentwurf bestehende Verbraucherschutzrichtlinien zu einem einzigen Regelwerk zusammenzuführen, das horizontal auf alle im Richtlinienvorschlag bestimmten Verträge zwischen Verbrauchern und Gewerbetreibenden anzuwenden ist. Der Ausschuss der Regionen bedauert es zugleich, dass nicht alle Verbraucherrichtlinien einbezogen werden und somit die Möglichkeiten, einen gemeinsamen Regelungsstamm für alle Verbraucherrechte im Binnenmarkt zu bestimmen, nicht ausgeschöpft werden. Er wendet sich gegen das Prinzip der umfassenden Vollharmonisierung, da es das Risiko birgt, dass Mitgliedstaaten zu Gunsten der Vereinheitlichung auf besondere Verbraucherschutzregelungen verzichten müssen, obwohl sich diese Vorschriften dort bewährt haben: Den Mitgliedstaaten ist grundsätzlich die Möglichkeit zu belassen, das Verbraucherrecht durch Schutzverstärkungen flexibel an die jeweilige nationale Rechtsordnung anzupassen.

	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):


	Konferenz Staat-Regionen: 


(  Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier:
IMCO/6/68476
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz
Berichterstatter: Schwab Andreas (EVP)
	Stellungnahme des EP in 1. Lesung: T7-0116/2011 (24/03/2011 – Entscheidung : zurück an den Parlamentsauschuss)
Stellungnahme des EP in 1. Lesung: T7-0293/2011 (23/06/2011)


	Rat::
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	 16577/08 (Ratstagung 2910 vom 1/12/2008)

10306/09 (Ratstagung 2945 vom 28/05/2009)

17076/09 (Ratstagung 2982 vom 3/12/2009)

10123/10 (Ratstagung 3019 vom 7/6/2010)

18120/10 (Ratstagung 3057 vom 10/12/10)

5432/11 (Ratstagung 3063 vom 24/01/11)

11831/11 (außerordentliche Ratstagung vom 27/06/11)
	


COM (2008) 436
Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                    zur Änderung der Richtlinie 1999/62/EG über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge
	Sachgebiet:  
	Verkehrspolitik

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento protezione civile e infrastrutture

Dipartimento affari e relazioni istituzionali


	Der Autonomen Provinz Bozen:

Abteilung Mobilität
Landesagentur für Umwelt
Abteilung Präsidium, Amt für Kabinettsangelegenheiten

	Rechtsgrundlage:
	Art. 91 AEUV

	Verfahren: 
	Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

	Datum des Vorschlags:
	8. Juli 2008

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA (EWSA /2009/1947) - ADR (ADR /2008/272)

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des Rates

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Der Vorschlag zielt darauf ab, die Mitgliedstaaten im Interesse einer Steigerung von Effizienz und Umweltfreundlichkeit des Güterkraftverkehrs zu einer differenzierten Umlage der Kosten zu ermutigen. Durch den Vorschlag soll auch die Richtlinie 1999/62/EG geändert werden, damit ein Rahmen geschaffen wird, der es den Mitgliedstaatenermöglicht, Mautgebührensätze auf der Grundlage der Kostenfaktoren Umweltverschmutzung und Verkehrsstaus in einer mit dem Binnenmarkt zu vereinbarenden Weise zu berechnen und differenziert anzuwenden.

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:

Der Ausschuss der Regionen begrüßt, dass erstmals in einem Vorschlag für eine neue Richtlinie das Prinzip der Internalisierung externer Kosten vorgesehen wird und dass dem vorliegenden Vorschlag zur Änderung der Wegekosten-Richtlinie umfangreiche Studien voraus gingen, in denen die Problematik fundiert betrachtet wurde. Er ruft in Erinnerung, dass im Verkehrsweißbuch die Herstellung eines ausgewogenen Verhältnisses der Verkehrsträger, die Besteuerung nach einheitlichen, verkehrsträgerunabhängigen Grundsätzen für eine bessere Anlastung der Kosten des Verkehrs, die Chancengleichheit zwischen den Verkehrsträgern, die Förderung der vollständigen Internalisierung der sozialen und Umweltkosten, die Einrechnung der Kosten der Infrastruktur und der mit Unfällen, Luftverschmutzung, Lärmbelastung und Staus verbundenen externen Kosten in die Kosten der Infrastrukturnutzung, die Geltung dieser Grundsätze für alle Verkehrsträger und alle Benutzerkategorien als Ziele der europäischen Verkehrspolitik normiert wurden. Er weist darauf hin, dass eine der wichtigsten Zielsetzungen der europäischen Verkehrspolitik in der Verlagerung des grenzüberschreitenden Güterverkehrs - und insbesondere des grenzüberschreitenden Güterschwerverkehrs - von der Straße auf die Schiene besteht und die EU die Erreichung dieses Ziels durch geeignete Maßnahmen sicherstellen muss, wenn ausreichend freie Kapazitäten hierfür vorhanden sind. Er ist der Überzeugung, dass die Anlastung externer Kosten für TEN-Strecken den Mitgliedstaaten nicht frei gestellt sein darf. Es muss vielmehr ein transparentes System mit entsprechenden Kriterien geben, und die Mitgliedstaaten müssen mit verschiedenen Maßnahmen veranlasst werden, die externen Kosten anzulasten und die lukrierten Erträge zweckgebunden zu verwenden. 

	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):



	Konferenz Staat-Regionen: 


(  Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: 
TRAN/6/65455
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr
Berichterstatter: El Khadraoui Saïd (S&D)
	Stellungnahme des EP in 1. Lesung: T6-0113/2009 (11/03/2009)

Stellungnahme des EP in 2. Lesung: T7-0252/2011 (07/06/2011)


	Rat:
	Discussioni/Diskussionen :
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	16920/08 (Ratstagung 2913 vom 8/12/2008)

8176/09 (Ratstagung 2935 vom 30/3/2009)

14826/10 (Ratstagung 3037 vom 15/10/2010)
	Gemeinsame Position: 6195/11 (Ratstagung 3066 vom 14/02/2011)


COM (2008) 426

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                     zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung
	Sachgebiet:  
	Sozialpolitik – Gleichbehandlung

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento affari e relazioni istituzionali


	Der Autonomen Provinz Bozen:

Abteilung Präsidium, Amt für Kabinettsangelegenheiten
Abteilung Familie und Sozialwesen
Gleichstellungsrätin Dr.in Simone Wasserer
Landesrat Dr. Ing. Roberto Bizzo.

	Rechtsgrundlage:
	Art. 19 AEUV

	Verfahren: 
	Besonderes Gesetzgebungsverfahren (Zustimmungsverfahren)

	Datum des Vorschlags:
	2. Juli 2008

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA (EWSA /2009/49) – ADR (ADR /2008/321)

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des Rates

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Ziel dieses Vorschlags ist die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtetder Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung außerhalb des Arbeitsmarktes. Es soll ein Rahmen für das Verbot der Diskriminierung aus diesen Gründen gesetzt und in der Europäischen Union ein einheitliches Mindestschutzniveau für Personen, die Opfer solcher Diskriminierung sind, festgelegt werden. Dieser Vorschlag ergänzt den bestehenden gemeinschaftlichen Rechtsrahmen, in dem das Diskriminierungsverbot aufgrund der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung lediglich in Beschäftigung, Beruf und Berufsausbildung Anwendung findet.

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:

Der Ausschuss der Regionen begrüßt das erneuerte Engagement der Kommission und ihre jüngsten Vorschläge zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung und weist darauf hin, dass diese Gleichbehandlung auf der Anerkennung und Achtung gemeinsamer europäischer Grundwerte beruhen muss; Er unterstreicht, dass es notwendig ist, den Schutz vor Diskriminierung auf alle in Artikel 13 genannten Gründe auszuweiten und wiederholt, dass die durchgängige Berücksichtigung der Gleichbehandlung nur durch die effektive Beteiligung der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften verwirklicht werden kann, als wichtigste Dienstleistungserbringer (insbesondere im Gesundheits-, Sozial- und Bildungswesen) Schlüsselrolle dabei haben, die Bedürfnisse besonders schutzbedürftiger Bevölkerungsgruppen auszuloten und entsprechende Informationen bereitzustellen. Er ist der Auffassung, dass die durchgängige Berücksichtigung der Gleichbehandlung und die Diskriminierungsbekämpfung in allen Gesellschaftsbereichen nur durch gemeinsam mit der Zivilgesellschaft unternommene Anstrengungen und auf allen Regierungs- und Verwaltungsebenen durchgeführte Integrationsmaßnahmen erreicht werden können;

	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):



	Konferenz Staat-Regionen: 


· VefahrensverlauF
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: LIBE/6/65317
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres
Berichterstatterin: Buitenweg Kathalijne Maria (Grüne/FEA)
	Stellungnahme des EP: T6-0211/2009 (02/04/2009)


	Rat:
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	13405/08 (Ratstagung 2893 vom 2/10/2008)

16825/08 (Ratstagung 2916 vom 16/12/2008)

9721/2/2009 (Ratstagung 2947 vom 08/06/2009)

16611/2009 (Ratstagung 2980 vom 30/11/2009)

10560/10 (Ratstagung 3019 vom 7/6/2010)

17323/10 (Ratstagung 3053 vom 6/12/2010)

11574/11 (Ratstagung 3099 vom 17/6/2011)
	


COM (2008) 637
Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                    zur Änderung der Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz
	Sachgebiet:  
	Sozialpolitik – Gleichbehandlung

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento politiche sociali e del lavoro


	Der Autonomen Provinz Bozen:
Abteilung Arbeit
Abteilung Gesundheitswesen
Landesrat Dr. Ing. Roberto Bizzo


	Rechtsgrundlage:
	Artt. 153/157 AEUV

	Verfahren: 
	Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

	Datum des Vorschlags:
	3. Oktober 2008

	Obligatorische Stellungnahme:
	EWSA (EWSA /2009/882) - ADR)

	Verfahrensstand:
	In Erwartung der Entscheidung des Rates

	Zusammenfassung des Vorschlags:
Der Europäische Rat betonte im März 2006 die Notwendigkeit einer besseren Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Privatleben, damit Wirtschaftswachstum, Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit erreicht werden können, und billigte den Europäischen Pakt für die Gleichstellung der Geschlechter. Im Dezember 20074 forderte der Rat die Kommission auf, den Rechtsrahmen für die Vereinbarkeit und eventuellen Verbesserungsbedarf zu prüfen.

Ziel dieses Vorschlags ist die Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen. Insbesondere wird die Mindestdauer des Mutterschaftsurlaubs von 14 auf 18 Wochen verlängert. Damit soll der Arbeitnehmerin geholfen werden, sich von den unmittelbaren Folgen der Entbindung zu erholen, und gleichzeitig soll es ihr leichter gemacht werden, am Ende des Mutterschaftsurlaubs auf den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Außerdem verbessert die Richtlinie die arbeitsrechtlichen Bedingungen für schwangere Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillende Arbeitnehmerinnen. Der Vorschlag wird zur besseren Vereinbarkeit von Berufs-, Privat- und Familienleben beitragen.

	Position der Autonomen Provinz:



	Zusammenfassung der Stellungnahme des Auschusses der Regionen:



	Zusammenfassung der Stellungnahmen bei den staatlichen koordinierungstreffen (Art. 5 Gesetz Nr. 11/2005):



	Konferenz Staat-Regionen: 


(  Vefahrensverlauf
	Parlament:
	Arbeiten im parlamentarischen Ausschuss:
	Plenarsitzung:

	Dossier: 
FEMM/6/68375
	Zuständiger Ausschuss: Ausschuss für die Rechte der Frau und der Gleichstellung der Geschlechter
Berichterstatterin: Estrela Edite (S&D)
	Stellungnahme des EP: T7-0373/2010 (20/10/2010)


	Rat:
	Diskussionen:
	Zustimmung  oder gemeinsame Position:

	
	6854/09 (Ratstagung 2930 vom 9/03/2009)

9721/2/2009 (Ratstagung 2947 vom 08/06/2009)

17323/10 (Ratstagung 3053 vom 6/12/2010)

11574/11 (Ratstagung 3099 vom 17/6/2011)
	


umsetzung voN RECHTSAKTEn Der Europäischen UNION
Neuheiten 

NeUE RICHTLINIEN, diE Für DIE AutonomeN provinZEN Von interesse SIND
38STEUERWESEN


39LANDWIRTSCHAFT


40UMWELT, VERBRAUCHER UND GesUNDHEITSSCHUtz


40NiederlassungsRECHT und Freier Dienstleistungsverkehr


41INDUSTRIEPOLTIK UND Binnenmarkt




	RICHTLINIE
	FRIST FÜR DIE

UMSETZUNG DER RICHTLINIE
	SACHGEBIET

	GEGENSTAND

	BEOBACHTUNGEN UND

BEMERKUNGEN


	STEUERWESEN

	Richtlinie 2011/64/EU des Rates vom 21. Juni 2011 über die Struktur und die Sätze der Verbrauchsteuern auf Tabakwaren
	-
	· Steuerwesen / Indirekte Steuern / Verbrauchsteuern
	· Kodifiziert die Richtlinien   92/79/EWG, 92/80/EWG, 95/59/EG (ISteuer auf Zigaretten und Tabakwaren)
	

	LANDWIRTSCHAFT

	Richtlinie 2011/66/EU der Kommission vom 1. Juli 2011 zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks Aufnahme des Wirkstoffs 4,5-Dichlor-2-octyl-2H-isothiazol-3-on in Anhang I
	30 Juni 2012
	· Landwirtschaft / Rechtsangleichung und Viehseuchenrecht / Pflanzenschutz
	· Ändert die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (Inverkehrbringen von Biozid - Produkten)
	

	Richtlinie 2011/67/EU der Kommission vom 1. Juli 2011 zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks Aufnahme des Wirkstoffs Abamectin in Anhang I
	30 Juni 2012
	· Landwirtschaft / Rechtsangleichung und Viehseuchenrecht / Pflanzenschutz
	· Ändert die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (Inverkehrbringen von Biozid - Produkten)
	

	Durchführungsrichtlinie 2011/68/EU der Kommission vom 1. Juli 2011 zur Änderung der Richtlinien 2003/90/EG und 2003/91/EG mit Durchführungsbestimmungen zu Artikel 7 der Richtlinien 2002/53/EG und 2002/55/EG des Rates hinsichtlich der Merkmale, auf welche sich die Prüfungen mindestens zu erstrecken haben, und der Mindestanforderungen für die Prüfung bestimmter Sorten landwirtschaftlicher Pflanzenarten und Gemüsearten
 
	31 Dezember 2011
	· Landwirtschaft / Rechtsangleichung und Viehseuchenrecht / Saat- und Pflanzgut
	· Ändert die Richtlinien 2003/90/EG und 2003/91/EG (Sortenvielfalt)
	

	Richtlinie 2011/69/EU der Kommission vom 1. Juli 2011 zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks Aufnahme des Wirkstoffs Imidacloprid in Anhang I

	30 Juni 2012
	· Landwirtschaft / Rechtsangleichung und Viehseuchenrecht / Pflanzenschutz
	· Ändert die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (Inverkehrbringen von Biozid - Produkten)
	

	Richtlinie 2011/71/EU der Kommission, vom 26. Juli 2011, zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks Aufnahme des Wirkstoffs Kreosot in Anhang I

	30 April 2012
	· Landwirtschaft / Rechtsangleichung und Viehseuchenrecht / Pflanzenschutz
	· Ändert die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (Inverkehrbringen von Biozid - Produkten)
	 

	UMWELT, VERBRAUCHER UND GesUNDHEITSSCHUtz

	Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten



	2 Jänner 2013
	· Umwelt, Verbraucher und Gesundheitsschutz / Umwelt / Umweltbelastungen / Chemische Stoffe, industrielle Risiken und Biotechnologie
	·  Legt Bestimmungen für die Beschränkung der Verwendung von gefährlichen Stoffen in Elektro- und Elektronikgeräten (WEE) fest, um einen Beitrag zum Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt einschließlich der umweltgerechten Verwertung und Beseitigung von Elektro- und Elektronik-Altgeräten (WEE) zu leisten.
	

	NiederlassungsRECHT und Freier Dienstleistungsverkehr

	Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die alternativer Investmentfonds und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 (EU) Nr.1095/2010 Text von Bedeutung für den EWR
	22 Juli 2013
	· Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungsverkehr / Sektorale Anwendung / Dienstleistungstätigkeiten / Börsen und sonstige Wertpapiermärkte
	· Die Richtlinie Zielt darauf ab, gemeinsame Anforderungen für die Zulassung von und Aufsicht über die Verwalter alternativer Investmentfonds (alternative investment funds manager - AIFM) festzulegen, um für die damit zusammenhängenden Risiken und deren Folgen für anleger und Märkte in der Union ein kohärentes Vorgehen zu gewährleisten .
	

	INDUSTRIEPOLTIK UND Binnenmarkt

	Richtlinie 2011/62/EU des Europäischen Parlaments un d des Rates, vom 8. Juni 2011 
zur Änderung der Richtlinie 2001/83/EG zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel hinsichtlich der Verhinderung des Eindringens von gefälschten Arzneimitteln in die legale Lieferkette

	2 Jänner 2013
	· Industriepolitik und Binnenmarkt / Binnenmarkt: Angleichung der Rechtsvorschriften / Arzneispezialitäten
	· Ändert die Richtlinie 2001/83/EG zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel hinsichtlich der Verhinderung des Eindringens von gefälschten Arzneimitteln in die legale Lieferkette
	


IM MONITORING ERFASSTE RICHTLINIEN, die UMGESETZT worden SIND
Monitoring zum  Umsetzungsverfahren der EU - Richtlinien
MONITORING ZUM umsetzungsverfahren – ZUSAMMENFASSENDE ÜBERSICHT
43UMWELT, VERBRAUCHER UND GESUNDHEITSSCHUTZ


44energie




	RICHTLINIE
	FRIST FÜR DIE 

UMSETZUNG DER RICHTLINIE
	UmsetzungsMODALITÄten  

	BEOBACHTUNGEN UND
BEMERKUNGEN
 

	
	
	UMSETZUNG DER  PROVINZ 
	UMSETZUNG DES STAATES 
	

	UMWELT, VERBRAUCHER UND GESUNDHEITSSCHUTZ

	Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden
	14 Dezember 2011
	
	Gesetzesentwurf S. 2322/C. 4059 - Europagesetz 2010, Anlage B 
	( schema

	Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
	7 Jänner 2013
	
	Gesetzesentwurf S. 2322/C. 4059 - Europagesetz 2010, Anlage B
	( schema

	energie

	Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
	9 Juli 2012
	
	Gesetzesentwurf S. 2322/C. 4059 - Europagesetz 2010, Anlage A
	( schema


ANALYTISCHE Übersicht der umsetzungsverfahren
Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden
	Sachgebiet: 
	UMWELT, VERBRAUCHER UND GESUNDHEITSSCHUTZ

	Landesstellen, die die Änderung betrifft
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento Agricoltura e alimentazione

Dipartimento Urbanistica e ambiente 

Dipartimento Politiche sanitarie

Dipartimento Risorse forestali e montane

.
	Der Autonomen Provinz Bozen:

Abteilung Landwirtschaft
Abteilung Tourismus
Abteilung Wasser und Energie
Landesagentur für Umwelt
Abteilung Gesundheitswesen



	ZUSAMMENFASSUNG DER RICHTLINIE: 

Die Richtlinie schafft einen gemeinsamen Rechtsrahmen, um den nachhaltigen Einsatz von Pestiziden zu verwirklichen, mit dem die Risiken und die Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt verringert werden und der Pflanzenschutz ohne Einsatz von Chemikalien gefördert wird. Für ihre Durchführung sieht die Richtlinie, neben detaillierten Bestimmungen über Verkauf von Pestiziden, Informationen und Sensibilisierung, spezifischen Maßnahmen und Risikoindikatoren vor, dass die Mitgliedstaaten innerhalb vom 14 Dezember 2012 nationale Aktionspläne erlassen müssen, in denen Zielvorgaben, Maßnahmen, Zeitpläne und Indikatoren zur Verringerung der Risiken - einschließlich der Gefahren – des Einsatzes von Pestiziden auf die menschliche Gesundheit und Umwelt. Bei der Aufstellung und Überprüfung ihrer nationalen Aktionspläne müssen die Mitgliedstaaten in angemessener Weise die sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen der geplanten Maßnahmen, die spezifischen Bedingungen auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene sowie die Interessensgruppen berücksichtigen


	POSITION DER PROVINZEN: (DIREKTE UMSETZUNG ODER ARTIKEL 105 DES AUTONOMIESTATUTS)

	


(  staatlicher verfahrensverlauf
	Gesetzesentwurf :  d.d.l. S. 2322/C. 4059 - Europagesetz 2010, Anlage B (zur Prüfung der Kammer)
29/07/2011: Annahme d.d.l. C. 4059 (in der Sitzung vom 29 Juniwurde nach Ablehnung des Artikel 1 des Gesetzesentwurfs der Auszug der Artikel 15, 23, 28, 29, 31, 32, 33, 35, 36, 37, 40 veranlasst. Daraus dind die Gesetzesentwürfe von Nr. 4059 bis – Nr. 4059 duodecies entstanden.


	Konferenz Staat – Regionen: 8 Juli 2010 (postive Stellungnahme zum Gesetzesentwurf)  

	UMGESETZT:


(  verfahrensverlauf auf landesebene
	


Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
	Sachgebiet:  
	UMWELT, VERBRAUCHER UND GESUNDHEITSSCHUTZ

	Landesstellen, die die Änderung betrifft:
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento Urbanistica e ambiente

Agenzia provinciale protezione ambiente


	Der Autonomen Provinz Bozen:

Abteilung Landwirtschaft
Abteilung Tourismus
Abteilung Wasser und Energie
Landesagentur für Umwelt
Abteilung Gesundheitswesen



	ZUSAMMENFASSUNG DER RICHTLINIE: 

Die Richtlinie ändert die vorhergehenden Richtlinien und fasst sie, aus Gründen der Klarheit zu einem einzigen Rechtsakt, indem sie Bestimmungen zur Vermeidung und Verminderung von Verschmutzung durch Industrietätigkeiten  vorsieht. Zudem enthält sie Bestimmungen , die darauf ausgerichtet sind, die Industrieemissionen in Luft, Wasser oder Boden zu vermeiden oder zu vermindern und die Produktio von Abfällen zu verhinderen, um ein höheres Niveau des Umweltschutzes im Allgemeinen erreichen zu können.

	POSITION DER PROVINZEN: (DIREKTE UMSETZUNG ODER ARTIKEL 105 DES AUTONOMIESTATUTS)

	


(   staatlicher verfahrensverlauf 
	Gesetzesentwurf:  d.d.l. S. 2322/C. 4059 - Europagesetz 2010, Anlage B (zur Prüfung der Kammer)

29/07/2011: Annahme d.d.l. C. 4059 (in der Sitzung vom 29 Juniwurde nach Ablehnung des Artikel 1 des Gesetzesentwurfs der Auszug der Artikel 15, 23, 28, 29, 31, 32, 33, 35, 36, 37, 40 veranlasst. Daraus dind die Gesetzesentwürfe von Nr. 4059 bis – Nr. 4059 duodecies entstanden

	Konferenz Staat – Regionen: 8 Juli 2010 (postive Stellungnahme zum Gesetzesentwurf) (parere favorevole sullo schema di disegno di legge)  

	UMGESETZT:  


(  verfahrensverlauf landesebene

	


Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden
	Sachgebiet:
	energiE 

	Landesstellen, die die Änderung betrifft:
	Der Autonomen Provinz Trient:

Dipartimento Urbanistica e ambiente

Agenzia provinciale per l’energia

Dipartimento Edilizia pubblica e trasporti

	Der Autonomen Provinz Bozen:

Abteilung Raumentwicklung
Abteilung Wasser und Energie
Landesagentur für Umwelt
Abteilung Wohnungsbau
Klimahaus-Agentur G.m.b.H.



	ZUSAMMENFASSUNG DER RICHTLINIE: 

Mit der Neufassung der Richtlinie 2002/91/EG über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, sollen einige Bestimmungen klarer gefasst und vereinfacht, der Geltungsbereich der Richtlinie ausgeweitet sowie beachtlichen Unterschiede zwischen den Maßnahmen der Mitgliedsstaaten in diesem Bereich reduziert werden. Die Bestimmungen der Richtlinie betreffen den Energiebedarf für Raumheizung und Warmwasserbereitung, Kühlung, Lüftung und Beleuchtung für neue und bestehende Wohngebäude und anderen Zwecken dienende Gebäude. Die meisten der bestehenden Bestimmungen gelten für alle Gebäude unabhängig von ihrer Größe und unabhängig davon, ob sie zu Wohnzwecken oder zu anderen Zwecken genutzt werden.

	POSITION DER PROVINZEN: (DIREKTE UMSETZUNG ODER ARTIKEL 105 DES AUTONOMIESTATUTS)

	


(  staatlicher verfahrensverlauf
	Gesetzesentwurf:  d.d.l. S. 2322/C. 4059 - Europagesetz 2010, Anlage A (zur Prüfung der Kammer)
29/07/2011: Annahme d.d.l. C. 4059 (in der Sitzung vom 29 Juniwurde nach Ablehnung des Artikel 1 des Gesetzesentwurfs der Auszug der Artikel 15, 23, 28, 29, 31, 32, 33, 35, 36, 37, 40 veranlasst. Daraus dind die Gesetzesentwürfe von Nr. 4059 bis – Nr. 4059 duodecies entstanden

	Konferenz Staat – Regionen: 8 Juli 2010 (positive Stellungnahme zum Gesetzesentwurf) 

	UMGESETZT:    


(  verfahrensverlauf  landesebene

	I
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